
F E L I X  S T A N I S L A W S K I

Das Parteiverfahren im neuen Statut
Im Statut unserer Partei, das auf dem III. Parteitag an­

genommen wurde, sind auch die Fragen des Parteiverfah­
rens entsprechend dem organisatorischen und theoretischen 
Wachstum unserer Partei neu formuliert worden. Die bis­
herigen Diskussionen, die über diese Frage in den Partei­
organisationen geführt wurden, beweisen jedoch, daß es 
noch große Unklarheiten gibt. Diese Unklarheiten ergeben 
sich zum größten Teil daraus, daß es versäumt wird, das 
Parteiverfahren im Zusammenhang mit dem gesamten Sta­
tut, mit der Entwicklung unserer Partei zur Partei neuen 
Typus zu sehen.

In der bisherigen Arbeit der Partei haben die Partei­
verfahren einen viel zu breiten Raum eingenommen. Durch 
die richtige Anwendung des Statuts wird es möglich sein, 
die Zahl der Parteiverfahren zu vermindern und die Partei­
verfahren selbst immer mehr zum Mittel der Erziehung der 
Parteimitglieder werden zu lassen. Um jedoch dieses Ziel 
zu erreichen, ist es notwendig,

a) daß die Aufnahmebedingungen für die in unsere Partei 
neu eintretenden Kandidaten und Mitglieder streng ein­
gehalten werden. Das wird uns helfen, alles aus der 
Partei fernzuhalten, was uns auf dem Wege zu einer 
Partei neuen Typus hinderlich sein könnte. Die Richtung 
dafür weist uns der Abschnitt 1/4 unseres Statuts, wo es 
heißt:

„Die Aufnahme in die Partei erfolgt ausschließlich 
individuell. Jeder, der Mitglied der Partei werden will, 
muß zunächst Kandidat der Partei werden. Als Mitglie­
der der Partei werden klassenbewußte Arbeiter und Ar­
beiterinnen, Aktivisten, werktätige Bauern, Angestellte 
und fortschrittliche Intellektuelle aus den Reihen der 
Kandidaten aufgenommen, die die festgesetzte Kandi­
datenzeit zu durchlaufen haben."

b) daß jedes Mitglied der Partei ständig sein politisches 
Wissen erweitert und vertieft. Die Verwirklichung dieser 
im Abschnitt 1/2 jedem Mitglied auferlegten Verpflich­
tung wird wesentlich dazu beitragen, das Niveau der 
Parteimitglieder und damit auch der Parteiarbeit auf 
eine höhere Ebene zu heben, die Kritik und Selbstkritik 
voll zu entfalten, die Wachsamkeit zu verstärken und 
die Partei stark genug zu machen, um sich gegen das 
Eindringen von opportunistischen, klassenfremden, klas­
senfeindlichen und parteischädigenden Elementen zu 
schützen.

c) daß das Mittel des Parteiausschlusses nur dann ange­
wandt wird, wenn ein Mitglied der Partei infolge mo­
ralischer Haltlosigkeit, Disziplinlosigkeit sich gegen alle 
Erziehungsversuche gesträubt hat oder als Opportunist, 
als Karrierist usw. entlarvt wurde.

Bei einigen Parteileitungen und auch Mitgliedern ist 
immer noch die Auffassung vertreten, daß alle Fragen des 
Parteiverfahrens bis aufs I-Tüpfelchen paragraphenmäßig 
geregelt sein müßten, daß eine Art Verfahrensordnung mit 
mehreren hundert Paragraphen und einem dickleibigen 
Kommentar notwendig sei. Diesen Genossen genügen die 
neun Ziffern im Abschnitt I unseres Statuts selbstverständ­
lich nicht, weil sie diese wenigen Abschnitte eben nicht im 
Zusammenhang mit dem gesamten Statut sehen.

Die Grundorganisation entscheidet über jede Parteistrafe
Im Abschnitt 1/9 wird festgelegt, daß über jede Partei­

strafe zunächst die Grundorganisation zu beraten und zu 
entscheiden hat. Diese wichtige Neuerung, die sich aus den 
Erfahrungen in der Entwicklung des Parteiverfahrens er­
gibt, setzt ein großes Vertrauen in die Urteilsfähigkeit der

Mitglieder unserer Partei. Zugleich erhöht sie die Verant­
wortung der Mitgliederversammlung als des höchsten Or­
gans der Grundorganisation und fördert die Kritik von 
„unten". Damit wird jener Zustand überwunden, der in der 
Vergangenheit so oft auftrat, indem Untersuchungsaus­
schüsse und Schiedskammern Parteiverfahren „im engsten 
Rahmen" durchführten,

Neuregelung des Einspruchverfahrens
Eine weitere Neuerung bringt der Abschnitt 1/10, der 

das Einspruchsverfahren gegen Parteistrafen regelt.
Im dritten Absatz des Abschnitts 1/10 des Statuts wird 

einmal von „Berufung" gesprochen. Zur Klarstellung sei 
gesagt, daß Berufung im Sinne des Wortes Einspruch ge­
meint ist.

Dieser Abschnitt ist besonders zu beachten, weil jedes 
Mitglied, gegen das ein Parteiverfahren mit irgendeiner 
Parteistrafe abgeschlossen wurde, auf die Möglichkeit des 
Einspruchs hingewiesen werden muß.

Dieser Abschnitt legt folgendes fest:
Gegen eine V e r w a r n u n g  oder eine R ü g e ,  wenn 

sie durch die Kreisleitung bestätigt ist, gibt es keinen Ein­
spruch mehr. Auch das erhöht die Verantwortlichkeit der 
Grundorganisation und der Kreisleitung bei ihren Ent­
scheidungen und entlastet die übergeordneten Partei­
leitungen.

Gegen die Erteilung einer s t r e n g e n  R ü g e  ist die 
Einspruchsmöglichkeit bei der Landesleitung gegeben. 
Diese entscheidet jedoch in letzter Instanz.

Nur bei der schwersten Parteistrafe, dem P a r t e i ­
a u s s c h l u ß ,  gibt es noch den Einspruch beim Zentral­
komitee der Partei. Diese Regelung entspricht jenem Teil 
des Statuts, der verlangt, daß

„bei der Entscheidung über den Ausschluß aus der Partei große
Vorsicht zu üben ist und eine sorgfältige Prüfung der gegen
das Mitglied erhobenen Beschuldigungen gewährleistet wird."

Die Abschnitte über das Parteiverfahren zeigen ebenso wie 
das gesamte Statut die weitgehende Entfaltung der inner­
parteilichen Demokratie, die eng verbunden ist mit der er­
höhten Verantwortung aller Mitglieder der Partei. Wir 
brauchen zur Abwicklung von Parteiverfahren keinen 
Paragraphen-Wirrwarr. Die Einleitung zu unserem Statut 
und das intensive Studium des Statuts wird uns befähigen, 
das Verhalten eines Mitgliedes zu beurteilen und daraus 
die notwendigen Schlußfolgerungen zu ziehen. Umgekehrt 
wird jedes Mitglied der Partei aus dem Studium des Sta­
tuts Schlußfolgerungen für sein Verhalten zur Partei ziehen 
können.

Wir wissen als Marxisten-Leninisten, daß nicht der klug 
ist, der keine Fehler macht. Das Entscheidende ist viel­
mehr, wie man sich zu seinen Fehlern verhält. Das gilt 
besonders auch für jene Mitglieder, die eine Parteistrafe 
erhalten haben. Wenn sie begreifen, daß diese Strafe ihnen 
helfen soll, ihre Fehler zu erkennen und zu überwinden, 
wird sich auch ihr Verhältnis zur Partei enger und fester 
gestalten, wird die Parteistrafe ihren Zweck erfüllt haben.

Andererseits ist es angesichts des sich ständig ver­
schärfenden Klassenkampfes und der damit verbundenen 
Rücksichtslosigkeit des Klassengegners klar, daß die Wach­
samkeit nicht durch Versöhnlertum, Duldsamkeit und Nach­
lässigkeit eingeschläfert werden kann. Wir tragen als Mit­
glieder der Partei der Arbeiterklasse eine große Verant­
wortung, die in Form und Inhalt unseres neuen Statuts 
zum Ausdruck kommt. Das verpflichtet uns alle, das Statut 
eingehend zu studieren und nach seinem Inhalt zu handeln.

24


